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Norweger
Henrik Kristoffersen brilliert
im Slalom vonWengen. 21

Verkehrssicherheit
Kantonspolizei stoppt Iglu-
undGucklochfahrer. 10

RoterPass ist heiss begehrt
Einbürgerungen Lange ist die Zahl der Einbürgerungen zurückgegangen. In den

letzten zwei Jahren ist sie wieder gestiegen. Ein Trend, der sich baldwieder ändern dürfte.

2016dürften sich sovieleAuslän-
der eingebürgert haben wie
schon langenichtmehr.BisEnde
November 2016warenes 37 700
Personen, wie die Zahlen des
Staatssekretariats für Migration
(SEM)zeigen.DieZahlen fürden
Dezember liegen noch nicht vor,
doch es ist davon auszugehen,
dass2016mehrMenscheneinge-
bürgert wurden als im Jahr 2015,
als 40600 Ausländer den roten
Pass erhielten.

Der Grund für die Zunahme
ist historisch bedingt. Laut dem
Genfer Migrationsforscher Phi-
lippeWanner lassen sich in letz-
ter Zeit viele in den 1990er-Jah-
ren zugewanderte Personen aus
dem Balkan einbürgern. «Diese
Zuwanderer erfüllen inzwischen
die Anforderungen bezüglich

Wohnsitzfrist», begründetWan-
ner.Dennwer sich inderSchweiz
einbürgern will, der muss min-
destens 12 Jahre hier leben.

Der Präsident der Eidgenös-
sischen Migrationskommission,
Walter Leimgruber, sieht noch
weitere Gründe für die jüngste
Zunahme. Zum einen sorge die
wirtschaftliche Flaute in Süd-
europadafür, dass vondort zuge-
wanderteMenschen ihreZukunft
langfristig in der Schweiz sehen.
Weiter sorge die anhaltende in-
nenpolitische Debatte über Ver-
schärfungen im Ausländerrecht
dafür, dass sich mehrMigranten
einbürgern lassenwollen.

Die Zunahme der Einbürge-
rungen dürfte aber bald wieder
vorbei sein. Anfang 2018 treten
Gesetzesverschärfungen inKraft.

EineNiederlassungsbewilligung
wird zurPflicht.VorläufigAufge-
nommene können dann nicht
mehr wie bisher eingebürgert
werden. Das Parlament geht
davon aus, dass sich darum
jährlich rund 3500 Ausländer
weniger einbürgern lassen wer-
den. Auch ein Ja zu den erleich-
terten Einbürgerungen für Aus-
länderderdrittenGenerationam
12. Februar dürfte daran nichts
ändern, dennzudengeschätzten
24 650 Personen, welche die
vorgesehenenKriterienerfüllen,
kämen in naher Zukunft jährlich
nur rund 2300 Personen dazu.
Die vorgesehenen Erleichterun-
gen reichen also nicht aus, um
denRückgang durch die ab 2018
geltenden Verschärfungen zu
kompensieren. (red) 3

Friedensgipfel
ohne Betroffene

Nahost-Konflikt Vertreter aus
über 70 Ländern haben sich ges-
tern in Paris getroffen, um über
dieZukunft desNahenOstens zu
verhandeln. In der Schlusserklä-
rungsprechensichdieStaaten für
eine Zweistaatenlösung im Kon-
flikt zwischen Israelis und Paläs-
tinensern aus.

Doch der Appell dürfte wir-
kungslos verhallen, denn weder
Vertreter aus Israel noch vonden
PalästinensernnahmenamGip-
fel teil. IsraelsMinisterpräsident
Benjamin Netanjahu sprach
denn auch von einer «Farce».
Netanjahu setzt seine Hoffnun-
gen in den neuen US-Präsiden-
tenDonald Trump. (red)
Kommentar 6. Spalte 7

Buochs Mit demStück «Kaländer-Girls» istman inNidwaldens Theaterhochburg ein klei-
nesWagnis eingegangen. Dochman darf gleich entwarnen: Regisseurin EvaMann und das
Buochser Team – von den Spielerinnen und Spielern bis zum letztenMitarbeiter hinter dem
Vorhang –meistern diese Herausforderungmustergültig. 9 Bild: Romano Cuonz (Buochs, 12. Januar 2017)
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37 700
Personen haben

sich letztes Jahr bis
Ende November

einbürgern lassen.

16 900
davon fielen auf Bürger
aus Nicht-EU-Ländern,

alleine 3000 auf
den Kosovo.Grüner wird

Berner Stapi
Wahlen Der neue Berner Stadt-
präsident heisst Alec von Graf-
fenried. Der 54-Jährige von der
Grünen Freien Liste setzte sich
gestern in der Stichwahl gegen
die Sozialdemokratin Ursula
Wyss durch – und zwar deutlich.
In allen sechs Zählkreisen lag er
vorWyss, fast 58ProzentderBer-
ner stimmten für ihn.

Für die erfolgsverwöhnte SP,
die stärkste Partei der Bundes-
stadt, ist das eine bittere Pille.
Seit 1958 stellte sie fast immer
denStadtpräsidenten, nur inden
1980er-Jahren gab es einen
Unterbruch. Nun muss sich die
SPmit derunangenehmenFrage
befassen,wie sie dieseWahl ver-
lieren konnte. (sda) 4

Kommentar

Zweigegenden
RestderWelt
HohepolitischeVertreteraus
nichtwenigerals 75Staaten
sindgestern inParis zusam-
mengekommen,umsich
gegenseitig zu versichern,wie
viel ihnen an einer Lösung für
den israelisch-palästinensischen
Konflikt liegt. NurDonald
Trump ist nicht eingeladen.
Dass der Friedensgipfel kaum
eineWoche vor seinemEinzug
insWeisseHaus stattfindet,
muss er als Affront empfinden.
DieGipfelteilnehmer gehen in
SachenNahost-Politik auf
Konfrontationskursmit dem
designiertenUS-Präsidenten,
weil er ankündigte, die Bot-
schaft vonTel Aviv nach Jerusa-
lem zu verlegen, undweil er
einenGönner des israelischen
Siedlungsprojekts zumChef des
diplomatischenKorps vorOrt
ernannte. Stand Israel bislang
allein gegen denRest derWelt,
so gesellt sich fortanAmerika
auf die Seite der Zionisten.

DenMenschen imHeiligen
Land, die sichdenFrieden wün-
schen, nützenwederTrump
nochdie französische Initiative.
50 JahreBesatzungund fast
25 JahreFriedensverhandlun-
gen –derPariserGipfelwird in
denGeschichtsbüchernunter-
gehenwie so vieleNahost-Konfe-
renzen,welchedie beiden Völker
in ihremerklärtenZiel der zwei
StaatenkeinenSchrittweiter-
brachten. Israel lässt sichden
FriedenwedermitMahnungen
nochmitVersprechungenauf-
zwingen, unddiePalästinenser
sindnicht einmal inderLage zur
Versöhnung imeigenenVolk. Ein
machtloser Palästinenserpräsi-
dent, demaugenscheinlich viele
Länder derWelt Rückendeckung
versprechen,muss zusehen,wie
die neueUS-Administration auf
denKurs der rechtsgerichteten
israelischenRegierung ein-
schwenkt undunterstützt,was
bisher immer abgelehntwurde:
Jerusalemals ungeteilte ewige
Hauptstadt undeineungezügelte
Siedlungspolitik.

Susanne Knaul/Jerusalem
nachrichten@luzernerzeitung.ch

Chriesivater
Beat undChrista
Meyer haben den
Thron in Kehrsiten
bestiegen. 10

Deutscher Neonazi
ausgewiesen

Willisau DasvonderParteinatio-
nal orientierter Schweizer kurz-
fristignachWillisauverlegteNeo-
nazi-KonzerthatdortamSamstag
auch tatsächlich stattgefunden –
allerdingsstrengbegleitetvonder
Luzerner Polizei, wie deren Me-
diensprecher Kurt Graf gestern
mitteilte.GesetzeswidrigeHand-
lungen seien verhindert worden,
so die angekündigten Auftritte
der italienischen Band Bronson
und des verurteilten deutschen
Rappers Makss Damage. Letzte-
rer scheint von der Polizei sogar
an die Grenze gestellt worden zu
sein. Graf spricht von einem
Mann, «gegen den eine von Fed-
pol gültige Einreisesperre in die
Schweiz bestand». (red) 15

Voller Vorfreude


